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troffenen Regionen Massenwanderungen in 
Gang setzen. Das gilt also nicht nur für die bis-
herigen Ausgangsräume des globalen Migra-
tionsgeschehens. Diese Massenwanderungen 
dürften auch nicht nur, wie bisher zumeist, die 
umliegenden Regionen der Ausgangsräume 
tangieren. Sie könnten verstärkt auch Europa 
erreichen, sofern sie nicht durch Massenum-
siedlungen in andere Großregionen aufge-
fangen werden können. Mit administrativen 
Blockaden und quasimilitärischen Grenzsper-
ren, mit Auffanglagern zu Lande und Frontex 
zu Wasser, mit bilateralen Abwehrkonzepten 
sowie mit den als „zirkuläre Migration“ und 
„bilaterale Mobilitätspartnerschaften“ um-
schriebenen neuen Gastarbeiter-Systemen 
wird der Zuwanderungsdruck auf Europa 
nicht aufzufangen sein. Zielführender sind 
auf EU-Ebene schon konzipierte, aber erst 

Ich konzentriere mich auf drei Punkte: Ers-
tens „Krisenfolgen und Massenmigration“, 
zweitens „Ökonomische Interessen Europas: 
Zuwanderungssteuerung“, drittens „Humani-
täre Pfl ichten Europas: Flüchtlingsaufnahme“.

Krisenfolgen und Massenmigration. Blick in die 
Zukunft: Demografi scher Hintergrund ist eine 
innerhalb eines halben Jahrhunderts mögli-
cherweise bis auf das Doppelte angewachsene 
Weltbevölkerung und eine im Vergleich um 
so mehr geschrumpfte und demografi sch ge-
alterte europäische Bevölkerung. Im weltwei-
ten Migrationsgeschehen stehen vor diesem 
Hintergrund gewaltige demo-ökonomische 
und humanitäre Aufgaben an; denn die lang-
fristigen Folgen von Bevölkerungswachstum, 
Weltwirtschaftskrise, Umweltzerstörung und 
Klimawandel dürften in den besonders be-D
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Podiumsdiskussion:
Entgegen der Krise auf in die 
Zukunft! Strategien für eine 
zielgerichtete Migrationspolitik 
in Europa 

Einstieg in das Gespräch: 
Prof. Dr. Klaus J. Bade:
„Europäische Migrationspolitik
in und nach der Weltwirt-
schaftskrise“ 
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ansatzweise umgesetzte entwicklungsori-
entierte Förderungsprogramme in den Aus-
gangsräumen der Migration. Aber auch das 
wird nicht mehr genügen; denn Förderungs-
programme nützen nichts mehr in Ausgangs-
räumen, die zu Wüsten werden oder unter 
Wasser stehen. Die fortschreitende, durch 
den Klimawandel noch forcierte Zerstörung 
der Lebensgrundlagen von vielen Millionen 
Menschen dürfte also Dimensionen von Um-
weltfl ucht und Neuansiedlung zur Folge ha-
ben, die weit über das hinaus gehen, was wir 
heute als Weltfl üchtlingsproblem kennen. Je 
früher und vorbehaltloser wir uns diesen glo-
balen demo-ökonomischen und humanitären 
Herausforderungen stellen, desto angemes-
sener können unsere Antworten sein – wenn 
wir denn pro-aktiv antworten und uns nicht 
nur realitätsblind, angstvoll und abwehrbe-
reit verstecken wollen in einem europäischen 
Bunker mit schrumpfender und demografi sch 
vergreisender Bevölkerung.

Zweitens: Ökonomische Interessen – Zuwan-
derungssteuerung in Europa. Zuwanderungs-
steuerung ist ein legitimes ökonomisches In-
teresse der Aufnahmestaaten, sofern es sich 
dabei tatsächlich um Wirtschaftswanderer 
und nicht um Flüchtlinge handelt, wobei die 
multiplen Migrantenidentitäten und soweit 
dabei berücksichtigt bleibt, daß die multip-
len Flüchtlingsidentitäten bekanntlich die ad-
ministrativ bzw. gesetzlich zugeschriebenen 
Migranteneigenschaften nicht selten vorder-
gründig erscheinen lassen. Für die Zuwan-
derungssteuerung in Deutschland hat der 
Sachverständigenrat deutscher Stiftungen 
für Integration und Migration in seinem am 
05.10.2009 vorgelegten Empfehlungskata-
log „Integration und Migration für die neue 
Bundesregierung“ einen Lösungsvorschlag 
gemacht: Der SVR fordert, für die Zeit der 
Erholung aus der Wirtschaftskrise ein neues 
Steuerungssystem für Zuwanderung vorzu-
bereiten, getragen durch drei Säulen:

Erstens ein Punktesystem mit Qualitätskri-
terien für die Auswahl von Zuwanderern, 
zweitens eine damit verschränkte Engpass-
analyse mit Bonuspunkten für die Zulassung 
von am Arbeitsmarkt vergeblich gesuchten 

Zuwandererprofi len und drittens – in Fällen 
besonderer Dringlichkeit ohne personelle Al-
ternativen am Binnenmarkt – eine Akutsteu-
erung über eine Zuwanderungsabgabe für 
Arbeitgeber. Über diese Abgabe könnten Ar-
beitgeber kurzfristig und unbürokratisch aus-
ländische Fachkräfte auch direkt gewinnen. 
Der Ertrag soll einem Qualifi kationsfonds für 
Arbeitskräfte in Deutschland zugute kom-
men, der von der Bundesagentur für Arbeit 
verwaltet wird. 

Auf europäischer Ebene könnte eine Zu-
wanderungssteuerung über Punktesystem 
und Engpasskonzept ihr Pendant fi nden in 
Gestalt des Zusammenwirkens einer „su-
pranationalen Blue Card“, die den europä-
ischen Arbeitsmarkt attraktiver macht, mit 
einer neuen europäischen Agentur, die un-
terhalb der supranationalen Ebene die nati-
onalen Engpasskonzepte abgleicht. Wer den 
Dschungel der europäischen Verhandlungs-
architektur kennt, mag müde abwinken. 
Aber auch Frattinis Blue Card-Idee wurde 
zunächst ausgezählt und war doch ein hilfrei-
cher Denkanstoß. Das könnte auch für eine 
neue europäische Agentur gelten, die die 
Sorgen der nationalen Partner vor supranati-
onaler Intervention in Einwanderungsfragen 
begrenzt.

Drittens: Humanitäre Pfl ichten – Flüchtlings-
aufnahme in Europa. Zuwanderungssteu-
erung ist, wie erwähnt, ein legitimes öko-
nomisches Interesse. Flüchtlingsaufnahme 
hingegen ist eine humanitäre Pfl icht. Nicht 
nur vor, sondern auch an den europäischen 
Grenzen sowie an und innerhalb der deut-
schen Grenzen stehen hier große humanitäre 
Aufgaben an. Ich nenne dazu abschließend 
aus dem Empfehlungskatalog Integration 
und Migration des Sachverständigenrates 
drei Bereiche: Resettlement, Burden sharing 
und Kettenduldungen:

Resettlement bei der Flüchtlingsaufnahme in 
Europa: Die neue Bundesregierung sollte sich 
an einem europäischen Programm zur Neu-
ansiedlung von besonders schutzbedürftigen 
Flüchtlingen unter Verantwortung des Flücht-
lingskommissariats der Vereinten Nationen

Bildquelle: © Noborder Network „cayuco approached by a 
spanish coast guard vessel“, fl ickr.com, cc Vers.2.0
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men psychischen Belastungen der Ketten-
duldung und hatten aufgrund ihres prekären 
Status deutlich schlechtere, mitunter auch 
gar keine Chancen am ersten Arbeitsmarkt. 
Sie konnten bei sechs- bis achtjährigem Min-
destaufenthalt eine Aufenthaltserlaubnis 
erhalten. Voraussetzung war der Nachweis, 
daß sie ihren Lebensunterhalt selbstständig 
sichern können. Dreiviertel aller Flüchtlinge 
haben ihre Aufenthaltserlaubnisse nur „auf 
Probe“ erhalten, weil es ihnen nicht gelun-
gen ist, von Transferzahlungen unabhängig 
zu leben. Ihnen droht damit zum Jahreswech-
sel der Rückfall in die Duldung mit all ihren 
rechtlichen, materiellen Unsicherheiten und 
psychischen Belastungen. 

Angesichts der weltweiten Wirtschaftskrise, 
die auch den Arbeitsmarkt in Deutschland 
zunehmend unter Druck setzt, sollte die Auf-
enthaltserlaubnis auf Probe dringend verlän-
gert werden, um dieser Personengruppe den 
Rückfall in die Duldung zu ersparen. Ferner 
sollte für einen befristeten Zeitraum auch 
Personen, die sich nachweislich ernsthaft um 
eine Arbeitsaufnahme bemüht haben und 
dabei – auch auf Grund der Wirtschaftskri-
se – nicht erfolgreich waren, ein Bleiberecht 
eingeräumt werden. Der Nachweis eigen-
ständiger Bemühungen zur Arbeitsaufnahme 
würde dem Antragsteller obliegen. 

Soweit die Empfehlungen des Sachverstän-
digenrates an die neue Bundesregierung 
im humanitären Bereich. Ich denke, dieses 
humanitäre Engagement schulden wir den 
Flüchtlingen der Welt in Erinnerung daran, 
daß Deutsche in der europäischen Geschich-
te als Opfer und als Täter selbst viel mit den 
Themen Flucht und Vertreibung zu tun ge-
habt haben. 

(also an dem sog. „Resettlement“-Programm) 
beteiligen. Aufbauend auf dem Vorschlag der 
EU-Kommission sollte Deutschland jährlich 
eine bestimmte Quote von durch den UNHCR 
als besonders schutzwürdige Flüchtlinge im 
Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention aner-
kannten Personen aufnehmen und ihnen von 
Beginn an ein sicheres Aufenthaltsrecht und 
zureichende Integrationschancen bieten. 

Burden sharing beim Asyl in Europa: Deutsch-
lands Mittellage in Europa führt dazu, dass 
seit Jahren nur noch wenige Asylsuchende 
das Land erreichen (Januar bis August 2009 
nur 17.507 Personen, früher oft mehr als 
100.000). Staaten an den europäischen Au-
ßengrenzen (Schengengrenzen) wie Malta, 
Zypern, Italien und Griechenland hingegen 
haben im Vergleich zu ihrer Einwohnerzahl 
unvergleichbar höhere Flüchtlings- und Asyl-
bewerberquoten zu bewältigen. Das ver-
schärft die ohnehin unterschiedliche Qualität 
der Flüchtlingsbehandlung in Europa erheb-
lich und es gelingt manchen Staaten nicht, 
dabei humanitäre Mindeststandards einzu-
halten (Beispiel Griechenland). Deutschland, 
das Anfang der 1990er Jahre unter ähnlichem 
Migrationsdruck stand, sollte daher an einem 
innereuropäischen Lastenausgleich im Asyl-
bereich (Burden sharing) teilnehmen. Das 
ist vorstellbar in Gestalt einer Umverteilung 
von Asylsuchenden, in Gestalt von fi nanzi-
ellen Ausgleichszahlungen sowie in Gestalt 
von technologischen Hilfestellungen oder in 
einer Mischung aus allen drei Komponen-
ten. Deutschland sollte sich dadurch, aber 
auch darüber hinaus für die Einhaltung von 
Mindeststandards bei der Behandlung von 
Flüchtlingen und Asylsuchenden in Europa 
einsetzen: an seinen Grenzen und ausdrück-
lich auch vor seinen Grenzen, also insbeson-
dere in internationalen Gewässern, in denen 
man mit Piraten scheinbar rücksichtsvoller 
umgeht als mit Flüchtlingen.

Kettenduldungen in Deutschland: Die Bun-
desregierung hat 2007 einen ersten wichtigen 
Schritt unternommen, um der Personengrup-
pe der Geduldeten eine Lebensperspektive in 
Deutschland zu bieten. Sie lebten oft schon 
viele Jahre in Deutschland unter den extre-D
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Bildquelle: © AM29 „just go“, istockphoto.com 
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     Vor dem Hintergrund des Impulsreferats von 
Klaus J. Bade wurden von den Beteiligten auf 
dem Podium zunächst einzelne aktuelle Maß-
nahmen und Vorschläge internationaler Mi-
grationspolitik diskutiert und zu der von Bade 
aufgezeigten Perspektive in Bezug gesetzt. 

Resettlement nur Lösungsansatz

Ein Beispiel ist das vom Hohen Flüchtlings-
kommissariat der Vereinten Nationen (UNH-
CR) betriebene sogenannte „Resettlement“, 
das derzeit ausgeweitet werden soll. Dabei 
geht es um besonders schutzbedürftige 
Flüchtlinge, die bereits in einem Erstaufnah-
mestaat Zufl ucht gefunden haben, dort auf 
Grund ihrer besonderen Lage – etwa wegen 
eines Traumas – nicht angemessen versorgt 
werden können. 

Aus Sicht der Evangelischen Kirche – so Nele 
Allenberg – sei das ein hervorragendes Pro-
gramm und deshalb setze die Kirche sich da-
für ein. Allerdings sehe die Evangelische Kir-
che im Resettlement keine Lösung, sondern 
nur einen kleinen Baustein in der Frage, wie 
mit der derzeitigen Abschottung der Grenzen 
umgegangen werden könne. Hier liege das 
eigentliche Problem. Die Evangelische Kirche 
gestehe Staaten natürlich zu, ihre Grenzen 
zu schützen. Dies müsse aber auf eine Art 
und Weise geschehen, dass die Rechte der 
Menschen, die an diesen Grenzen anlanden, 
geachtet werden. Dabei handelt es sich um 
abgestufte Rechte. Migrantinnen und Migran-
ten haben das Recht auf eine menschenwür-
dige Behandlung. Das heißt zum Beispiel, sie 
auf hoher See zur Umkehr zu zwingen und 
so in eine Situation zu bringen, in der sie 
unter Umständen ihr Leben verlieren, ent-
spricht nicht den Vorgaben. Menschen, die 
Schutzbedürfnisse anmelden, haben darüber 
hinausgehende Rechte. Sie müssen nämlich 
einem effektiven und fairen Asylverfahren 
zugeführt werden. Und das kann nach An-
sicht der Kirche nur in einem sicheren Hafen 

Moderation: Bernd Mansel, 
Medienbüro Arbeitswelt, Berlin

Podiumsdiskussion 

mit den Referenten:
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Prof. Dr. Klaus J. Bade, Vorsit-
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Zuwanderung fallen dagegen eher mager 
aus. Und die Festlegung der Voraussetzun-
gen für eine legale Einreise bleibe ohnehin 
Sache der einzelnen Mitgliedstaaten. 

Bernd Balkenhol hat zu der Frage „zirkuläre 
Migration oder Wanderung von Hochquali-
fi zierten“ eine andere Perspektive, die nicht 
von Europa aus blickt. Sein Eindruck: In Afrika 
südlich der Sahara ist das entscheidende Pro-
blem im Zusammenhang mit Migration der 
„Brain-Drain“. Das ist konkret der Verlust von 
Krankenschwestern, die auf Kosten des gha-
naischen Staates ausgebildet wurden. Ärzte 
aus Uganda arbeiten auf einmal in Großbri-
tannien oder teilweise auch in Deutschland. 
Im Gesundheitssystem der entsprechenden 
Länder entstehen so Engpässe bei qualifi -
ziertem Personal. Die Universitäten vor Ort 
bilden aus, aber verlieren das Humankapital, 
das sie produzieren, an die Industrieländer. 
Das entwicklungspolitische Problem dessen 
liege darin, dass die Staaten keine Kompen-
sation von den Aufnahmeländern bekommen. 
Wie solle Ghana, das ein gutes Beispiel ist, 
das Geld, mit dem es Krankenschwestern 
ausgebildet hat, zurückbekommen? Aus Sicht 
von Bernd Balkenhol ist das auch ein Problem 
der Gerechtigkeit zwischen armen und rei-
chen Ländern.

Klaus J. Bade bestätigte, dass ein Brain-Drain 
erhebliche Kosten verursacht. Der Sachver-
ständigenrat hat für ein im Mai 2009 vor-
gelegtes Papier durchkalkulieren lassen, 
wie hoch die Verluste sind, wenn ein Arzt 
Deutschland verlässt. Das sind zunächst ein-
mal 400.000 Euro Ausbildungskosten. Da 
er außerhalb Deutschlands arbeitet, trägt er 
dort allein schon durch Wohnen und Konsu-
mieren zur Wertschöpfung bei. Alles in allem 
ergibt sich über ein Arbeitsleben gerechnet 
eine Summe von 1,1 Millionen Euro. Auf der 
anderen Seite könne man in der Praxis einen 
Arzt aus Ghana nicht daran hindern, zu mi-
grieren. Und wenn Ghana zum Beispiel vom 
dem Zielland USA 300.000 Dollar verlangen 
würde, weil ein fertig ausgebildeter Arzt ge-
kommen ist, würden die USA natürlich nicht 
zahlen und im schlechtesten Fall den Arzt wie-
der ausweisen. Das funktioniere also nicht. 

sein. Um die Defi nition, was ein sicherer Ha-
fen ist, wird gestritten. Seerechtlich ist das 
ein Hafen, in den man anlegen kann und 
nicht untergeht. Da müsse es – so Allenberg 
– aber auch eine Rolle spielen, wo man ein 
effektives und faires Asylverfahren erwarten 
kann. In Libyen dürfte das nicht der Fall sein. 

Zirkuläre Migration oder Wanderung 
von Hochqualifi zierten?

Ein anderes Thema, das diskutiert wurde, 
war der 2008 geschlossene Europäische Pakt 
für Einwanderung und Asyl und die damit in 
Zusammenhang stehende sogenannte „zir-
kuläre Migration“. Die verbindet zumindest 
auf dem Papier das Interesse der Staaten, 
sich die Zuwanderer aussuchen zu können, 
mit einem Know-How-Transfer in die Ent-
wicklungs- und Schwellenländer, wenn die 
Zuwanderer nach einer gewissen Zeit wie-
der in ihr Herkunftsland zurückkehren müs-
sen. Die zirkuläre Migration, so wie die EU 
sie vorgeschlagen hat, zielt zunächst einmal 
– so Safter Çinar – auf die Hochqualifi zier-
ten. Und die sind nicht unbedingt auf eine 
zirkuläre Migration angewiesen, sondern 
haben andere Möglichkeiten zur Mobilität 
und menschenwürdig zirkulieren zu können. 
Aber die Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer, die weniger gut qualifi ziert sind, haben 
die Möglichkeit nicht, zum Beispiel mit ihrer 
Familie hierher zu kommen. Es besteht die 
Gefahr, dass sie bei einer zirkulären Migrati-
on zu Lohn- und Sozialdumping missbraucht 
werden, was letztlich in eine moderne Skla-
verei ausarten kann. Das ist ein Kritikpunkt 
des DGB. Wäre das Konzept anders gestaltet, 
sodass auch weniger qualifi zierte Menschen 
die Möglichkeit hätten, mit Familie zu glei-
chen Lohn- und Sozialbedingungen und einer 
längerfristigen Perspektive hier zu arbeiten, 
dann spräche – so Çinar – nichts dagegen.

In einer Ergänzung wurde darauf verwiesen, 
dass der Schwerpunkt des Pakts auf einer Ko-
ordinierung der Abschiebung von Menschen 
ohne Papiere, der Stärkung von Frontex, der 
Einführung eines biometrischen Visums und 
ähnlichen Sicherheitsmaßnahmen liege. Die 
Grundsätze für die Gestaltung der legalen D
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Nele Allenberg:

„Die Evangelische Kirche 

gesteht Staaten natür-

lich zu, ihre Grenzen zu 

schützen. Dies müsse aber 

auf eine Art und Weise 

geschehen, dass die Rech-

te der Menschen, die an 

diesen Grenzen anlanden, 

geachtet werden”.
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Massenmigration als Folge von Desta-
bilisierung der Entwicklungsländer

Diese Schiefl age zwischen den reichen und 
den Entwicklungsländern war für einen Teil-
nehmer auf dem Podium Anlass, dies auch 
an anderen Beispielen aufzuzeigen. Er griff 
die von Klaus J. Bade prognostizierte Mas-
senmigration auf, deren Ursachen in Bevöl-
kerungswachstum, weltweiter Krise und Kli-
mawandel durch Umweltzerstörung liegen. 
Dazu komme aus seiner Sicht eine destabili-
sierende Politik der Industrieländer gegenüber 
den Entwicklungsländern. Vor den westafri-
kanischen Küsten dürfen nur Europäer und 
Japaner Fischfang betreiben, nicht aber die 
afrikanischen Länder. Ein anderes Beispiel: In 
Spanien gezüchtete Tomaten, die zu Schleu-
derpreisen in westafrikanischen Ländern ver-
kauft werden. Das entzieht den Fischern und 
Bauern in den westafrikanischen Ländern die 
Existenzgrundlage. Und wenn die Menschen 
entwurzelt werden, führe das zwangsläufi g 
irgendwann zu einer Auswanderungswelle. 
Die Frage des Teilnehmers: Wie kann das 
verändert werden? 

Die Beispiele seien absolut richtig, so Klaus 
J. Bade. Die Fischereirechte vor den Küsten 
Westafrikas werden insbesondere von Por-
tugiesen, Spaniern, aber auch Japanern auf-
gekauft, so dass die einheimische Fischerei 
nicht überleben kann. Das zweite sind Pro-
dukte, die mit Agrarsubventionen der EU zu 
Preisen verkauft werden, gegen die einheimi-
sche Bauern nicht konkurrieren können. Bade 
nannte noch ein drittes Beispiel: Vorgeblich 
humanitäre Organisationen verkaufen ge-
brauchte Kleidung, die sie hier gesammelt 
haben an Händler, die sie in Afrika weiterver-
kaufen. In Dschibuti zum Beispiel fi ndet alle 
sechs Wochen eine Messe statt, auf der die-
se Kleidung verkauft wird. Für die heimische 
Textilindustrie ist das natürlich der Ruin. 

Daneben – so Klaus J. Bade – müssten auch 
andere Schiefl agen bedacht werden. Der Wes-
ten habe den Afrikanern über Jahrzehnte er-
klärt, sie sollten Monokulturen anlegen, um 
in den internationalen Marktkreislauf hinein-
zukommen. Dann hat die Weltbank in diesel-

be Richtung Druck gemacht und Reformen in 
ihrem Sinne durchgesetzt. Und dann kommt 
eine internationale Finanzkrise, die sich als 
Wirtschaftskrise in der Realwirtschaft austobt. 
Die Afrikaner fallen alle hinten runter und der 
Westen erklärt daraufhin: „Pech gehabt. Das 
ist eben der Markt.“ Früher konnten sie mit 
ihrer Subsistenzwirtschaft über die Runden 
kommen. Heute stehen sie da mit ihren Mo-
nokulturen und haben nichts zu essen. 

Migrationsdruck auf Europa steigt

Ein weiterer Diskussionspunkt nahm enger 
Bezug auf die aktuelle Krise: Welche Auswir-
kungen auf die Migrationspolitik in Europa 
wird sie haben? Gibt es eine verstärkte Ab-
schottung, um Flüchtlinge und gering Qua-
lifi zierte abzuwehren bei einem gleichzeiti-
gen Kampf um hochqualifi zierte Fachkräfte? 
Wird ein Rückgang der Rücküberweisungen 
– wenn er kommt – den Migrationsdruck in 
den Herkunftsländern erhöhen? Und dann 
kam natürlich die Frage hinzu, was von der 
neuen Bundesregierung erwartet wird. 

Klaus J. Bade mochte keine Prognose abge-
ben, sondern verwies auf seine Erfahrung 
der vergangenen Jahre mit abgegebenen 
Prognosen. Trotz schlechter Prognosen sei 
nichts geschehen. Er machte dies an einem 
Beispiel deutlich: Bereits vor 20 Jahren habe 
er erklärt, es könne eine Zeit kommen, in der 
morgens um fünf Uhr Strandläufer mit Han-
dys am Strand von Teneriffa unterwegs sein 
werden, um zerstörte Boote, kaputte Klei-
dung und Leichenteile wegzuräumen. Als Re-
aktion habe er daraufhin oftmals Abwiegeln 
gehört. Inzwischen sei die Prognose von da-
mals längst Realität: Wenn die Leichen durch 
Gasbildung hochgetrieben werden, geraten 
sie in Schiffsschrauben und die Leichenteile 
werden irgendwann angeschwemmt. Für den 
Tourismus sei es natürlich wenig förderlich, 
wenn jemand beim Schwimmen auf eine 
Qualle trifft und merkt, es ist ein Arm. Aber 
irgendwie hätten sich alle auf schreckliche 
Weise mit solchen Dingen abgefunden und 
guckten weg. Und zu diesem Abfi nden ge-
höre auch – so Bade – ein unlängst erschie-
nenes Gutachten eines EU-Think Tanks. Das 

Prof. Dr. Klaus J. Bade:

„Ein Gutachten eines 

EU-Think Tanks besagt:

‚Wenn es bis 2020 nicht 

gelingt, die Gegensätze

von Arm und Reich in der

Welt zu besiegen, wird

es keine Alternative zu

bewaffneten Grenzen

gegen Flüchtlinge in

Europa geben‘”. 
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einmal: Die Beobachtung, dass Bekannte 
aus dem Dorf migriert sind und Geld zurück-
überweisen, übt zunächst den Einfl uss aus, 
das ebenso zu versuchen. Wenn nun diese 
Rücküberweisungen sichtbar zurückgehen, 
könnte man annehmen, dass das als Zeichen 
genommen wird, dass es nicht so einfach ist 
und man lieber nicht migriert. Bernd Balken-
hol glaubt allerdings nicht, dass der Mecha-
nismus so funktioniert. Es liege wohl eher in 
der menschlichen Natur, das zu verdrängen 
und zu sagen: Ich schaffe das besser. Er glau-
be nicht, dass von gescheiterten Migrationen 
eine verhindernde Wirkung ausgehe. Ihre 
Wirkung werden weiterhin die Einkommens-
differenzen zu den entwickelten Ländern und 
das verbreitete Armutsniveau haben. Und die 
Informationen, dass 2010 oder spätestens 
2011 die Krise überwunden sein wird, zirku-
lieren auch in den Herkunftsländern. Und da 
sich dort bis zu dem Zeitpunkt nicht sehr viel 
geändert haben wird, dürfte der Antrieb zu 
wandern, bestehen bleiben. Möglicherweise 
wird ein Entschluss, dies auch zu tun, auf den 
Zeitpunkt verschoben, wenn es wieder berg-
auf geht. Die geschätzten 7 bis 10 Prozent 
Rückgang bei den Rücküberweisungen dürf-
ten nach Einschätzung von Bernd Balkenhol 
also keinen Einfl uss auf das Niveau der Mi-
grationswilligen haben. Die Erwartungen an 
die neue Bundesregierung waren keine neuen 
Erwartungen – will heißen: Es geht um Fra-
gen, die schon in der letzten Legislaturperio-
de auf der Tagesordnung standen. 

Familienzusammenführung erschwert

Eine Diskussionsteilnehmerin verwies auf die 
größte Gruppe von Zuwanderern, die Men-
schen, die im Rahmen der Familienzusam-
menführung nach Deutschland kommen. Das 
Recht auf freie Partnerwahl dürfe nicht unter 
die legitime Zuwanderungssteuerung fallen. 
Die Erschwerung müsse zurückgenommen 
werden – dies auch die Meinung eines an-
deren Teilnehmers. Ebenso Nele Allenberg 
glaubt, dass hier Handlungsbedarf besteht. 
Die Zahl der erteilten Visa ist zwischen 20 
und 25 Prozent zurückgegangen. Bei solchen 
Zahlen könne man schon vermuten, dass es 
in Einzelfällen einen dauerhaften Nachzugs-

komme zu dem Schluss, dass, wenn es bis 
2020 nicht gelinge, die Gegensätze von Arm 
und Reich in der Welt zu besiegen und dadurch 
der Migrationsdruck auf Europa steige, werde 
es keine Alternative zu bewaffneten Grenzen 
gegen Flüchtlinge in Europa gebe. Das seien 
formelle Kriegserklärungen, so Klaus J. Bade. 
Der Krieg laufe schon, jetzt wird die Kriegser-
klärung nachgereicht. 

Verantwortungsbewusstsein für 
Schutzbedürftige stärken

Was die Situation an den Grenzen und auf 
dem Meer angeht, gibt es aus Sicht Nele Al-
lenbergs Entwicklungen, die eine Wende zum 
Besseren einleiten können. Die sind darin zu 
sehen, dass etwa seit dem Jahr 2007 vieles 
von dem, was mit Flüchtlingen auf dem of-
fenen Meer geschieht, in der Öffentlichkeit 
bekannt wird. Zum Beispiel Pro Asyl und das 
Deutsche Institut für Menschenrechte haben 
Gutachten und Informationen vorgelegt, die 
auch im Bundestag zur Sprache gekommen 
sind. Und Innenminister Schäuble habe zwei 
Mal öffentlich erklärt, dass das Recht einer 
schutzbedürftigen Person gilt, nicht in einen 
Staat abgeschoben zu werden, in dem unter 
Umständen Misshandlung oder Menschen-
rechtsverletzungen drohen. Und das bedeute 
natürlich auch, dass man herausfi nden muss, 
welche Person schutzbedürftig ist. Das Öf-
fentlichmachen der Situation der Flüchtlinge 
auf hoher See führt dazu, dass das Verant-
wortungsbewusstsein wieder gestärkt wird 
– auch bei der Bundesregierung – und Ver-
antwortung nicht weitergeschoben wird, was 
dazu führt, dass niemand mehr verantwort-
lich ist. Das sind – so Nele Allenberg – kleine 
Schritte, aber so kann etwas in Bewegung 
geraten. 

Beeinfl ussen Rücküberweisungen
den Migrationswillen?

Bernd Balkenhol griff die Frage danach auf, 
ob und wie sich zurückgehende Rücküber-
weisungen auf den Migrationsdruck auswir-
ken. Dies habe natürlich etwas Spekulatives 
an sich, aber es gebe einige Faktoren, deren 
Wirkung man diskutieren könne. Zunächst D
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Dr. Bernd Balkenhol:

„Ich glaube nicht,

dass von gescheiterten

Migrationen eine verhin-

dernde Wirkung ausgeht. 

Ihre Wirkung werden

weiterhin die Einkommens-

differenzen zu den

entwickelten Ländern

und das verbreitete

Armutsniveau haben”.

v.l.n.r.: Nele Allenberg, Moderator Bernd Mansel 

und Dr. Bernd Balkenhol
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ausschluss von Menschen gibt. Für die Evan-
gelische Kirche sei das nicht akzeptabel. 

Anerkennung von Qualifi kationen 
lebensnah regeln

Eine andere Erwartung an eine künftige 
Politikgestaltung bezog sich auf die Frage 
„Zuwanderung und Integration“ und auf 
Hürden, die es dabei gibt. Safter Çinar mach-
te das am Beispiel eines türkischstämmigen 
Arztes fest, der mit einem abgeschlossenen 
Medizinstudium nach Deutschland kam und 
von der Gesundheitsverwaltung in Berlin die 
Erlaubnis bekam, als abhängig beschäftig-
ter Arzt arbeiten zu dürfen. Er arbeitet seit 
acht Jahren in der Charité und ist mittler-
weile Oberarzt. Nun muss die Erlaubnis der 
Gesundheitsverwaltung alle zwei Jahre ver-
längert werden. Dieses Jahr war er wieder 
soweit. Es lief alles gut bis zur Unterschrift. 
Da musste er seinen Ausweis zeigen. Und 
hierbei fi el auf, dass er sich inzwischen hatte 
einbürgern lassen. Ergebnis: Er dürfe nicht 
mehr arbeiten, weil die Regelung, die das 
möglich macht, nur für Drittstaatler gelte. Da 
die Papiere fertig waren, bekam er noch ein-
mal die Erlaubnis, muss jetzt aber Nachqua-
lifi zierungen machen. Nun sei das rechtlich 
sicher in Ordnung – so Safter Çinar – ob das 
aber sinnvoll ist, müsse man fragen dürfen. 
Das zeige, dass die Anerkennung von Qua-
lifi kationen lebensnah geregelt werden müs-
se. Es gab zu dieser Frage einen Vorentwurf 
aus dem Arbeitsministerium, der wegen der 
Wahl nicht weitergekommen ist. Hier müsse 
die Regierung ansetzen.

Einkommensregelung für qualifi zierte 
Drittstaatler unrealistisch

Auf die Schwierigkeit, qualifi zierte Beschäf-
tigte aus Drittstaaten anzuwerben und hier 
zu beschäftigen, verwies ein Teilnehmer, der 
als Unternehmer tätig ist. Wenn die Betrof-
fenen im Ausland studiert haben, gilt nach 
wie vor die Vorrangprüfung und es muss ein 
Jahresgehalt von mindestens 65.000 Euro 
gezahlt werden. Klaus J. Bade hält die Ein-
kommensregelung für ziemlich weltfremd. 
Ursprünglich war im Zuwanderungsgesetz 

ein Punktesystem vorgesehen. In der Neufas-
sung, die durch das Verfassungsgerichtsur-
teil notwendig geworden war, wurde eine 
Einkommensuntergrenze von 85.000 Euro 
festgelegt. Das sollte eine hohe Qualifi kati-
on sicherstellen. Die Angeworbenen sollten 
möglichst universitätsfrisches Wissen mit-
bringen und möglichst jung sein, also etwa 
Ende 20 – und das mit einem Mindestgehalt 
von 85.000 Euro. Das – so Bade – hätte er 
in seinem Leben als Ordinarius auch gerne 
einmal verdient. Die Summe ist dann herun-
tergefahren worden auf 65.000 Euro. Wenn 
es denn schon kein Punktesystem sein soll, 
dann wären etwa 45.000 Euro eine erreich-
bare Größenordnung. 

Integrationshindernisse von 
Hartz IV-Empängern

In der Diskussion wurden zwei Beispiele 
angeführt die zeigen, wo im Alltag Integra-
tionshindernisse aufgebaut sind – beide im 
Zusammenhang mit Hartz IV. Klaus J. Bade 
ist im Kuratorium einer Stiftung, die Kinder 
aus Zuwandererfamilien fördert, in denen die 
Eltern schlecht Deutsch sprechen. Die Fami-
lien erhalten ein Bildungsgeld in Höhe von 
100 Euro monatlich, dessen Verwendung be-
legt werden muss. Bei Eltern in Hartz IV wird 
das auf das Arbeitslosengeld II angerechnet. 
Hier habe sich ein System verselbstständigt 
und die Menschlichkeit werde auf der Strecke 
gelassen.

Safter Çinar berichtete von einem Hartz 
IV-Empfänger, der einen zweimonatigen 
Deutschkurs absolvieren und selber bezah-
len wollte. Reaktion des Jobcenters: Dann 
wird Hartz IV gestrichen, weil der Betroffene 
dem Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung steht. 
Solche Fälle seien nicht die Regel – so ein 
Einwand –, aber es komme vor, dass Verwal-
tungsentscheidungen getroffen werden, die 
nicht nachvollziehbar sind. Das liege dann da-
ran, dass Sachbearbeiter falsch oder gar nicht 
geschult sind. Besser zu schulen, damit der 
gröbste Unsinn unterbleibt, wäre dann eine 
Aufgabe, für dessen Durchsetzung die Politik 
zu sorgen habe – das war der letzte geäu-
ßerte Wunsch für die neue Legislaturperiode. 

Safter Çinar:

„Reaktion des Jobcenters 

auf den Wunsch eines 

Hartz IV-Empfängers,

einen Deutschkurs zu 

absolvieren und diesen 

selber zu bezahlen: 

‚Dann wird Hartz IV

gestrichen, weil Sie dem 

Arbeitsmarkt nicht zur 

Verfügung stehen‘”. 


